
3Mittwoch, 8. April 2026

Region

Unübersehbar und unüber-
hörbar starten und landen am
Flughafen Bern-Belp die Flieger.
Wesentlich unauffälliger hat sich
unmittelbar daneben ein zweiter
Landeplatz etabliert.

Entlang der Gürbe legen
derzeit zahlreiche Zugvögel auf
ihremRückweg einen Zwischen-
stopp ein. Einer davon ist we-
gen seiner blauen Kehle beson-
ders attraktiv: Das Blaukehl-
chen nutzt denAbschnitt parallel
zur Landebahn in diesen Ta-
gen als Rastplatz. Jan Strasky
hat es dieses Jahr erneut vor die
Linse bekommen. Auch in sei-
nem 50-seitigen Naturführer zu
BernerVogelbeobachtungsgebie-
ten erwähnt er das Tier, das sich
gern an Schilf- und Wasserrän-
dern aufhalte.

Leichtgewichte auf
Langstreckenflug

«Das Blaukehlchen ist ein sehr
schöner und spezieller Vogel»,
sagt Carine Hürbin, Medien-
sprecherin derVogelwarte Sem-
pach. Weil es weiterziehe, sei
es in der Schweiz nur während
kurzer Zeit überhaupt zu sehen.
«Eine selteneAttraktion, dieman
oft verpasst.»

ImMoment aber ist die Gelegen-
heit da – Glück und Geduld vo-
rausgesetzt. Aus verschiedenen
Regionen der Schweiz werden
Sichtungen gemeldet. «Während
eines Schlechtwettereinbruchs
hat man die besten Chancen»,
sagt Jan Strasky. Dann sei das
Blaukehlchen zur Rast gezwun-
gen, und dafür eignet sich offen-
bar der renaturierte Gürbeab-
schnitt. Den Bach mit viel Schilf,
der in den vergangenen bald
zwanzig Jahren aus demeinst ge-

raden Kanal entstanden ist, zieht
das Blaukehlchen dernahenAare
vor: «Dort hat es zu viele Bäu-
me», so Strasky. Der Lärm der
grossen Flieger nebenan scheint
die kleinenVögel nicht zu stören.

Vor rund zehn Jahren sorg-
ten Blaukehlchen ausTschechien
und Norwegen für Schlagzeilen.
Damals gelang es erstmals, eini-
ge von ihnen mit Geolokatoren
auszustatten – 0,6 Gramm leich-
ten und in der Schweiz herge-
stellten Geräten, mit denen sich

ihre Route nachverfolgen liess.
Die Daten zeigten Beeindrucken-
des: Die kleinen Tiere, die mit
rund 20 Gramm so viel wiegen
wie ein Reiheli Schoggi, legten
über 6000 Kilometer zurück, um
in Indien zu überwintern.

Als Brutplatz wählen nur
ganz wenige Blaukehlchen die
Schweiz.DieVogelwarte schreibt
von einem Bestand von fünf bis
zwölf Paaren, oft in Graubünden.
Auf derRoten Liste derBrutvögel
sind sie als verletzlich eingestuft.

Die Vögel, die Jan Strasky im
Belpmoos beobachtet hat, ha-
ben einen weissen Fleck an der
blauen Kehle. «Bald werden sie
weiterziehen, denn weissster-
nige Blaukehlchen brüten nicht
in der Schweiz», sagt er.

«Rund vier Paare haben
ein Revier eingerichtet»

Anders das Schwarzkehlchen.
Jan Strasky und Timo Kupfer-
schmid hören es an diesem
Morgen Ende März, noch be-
vor sie sehen, wie es sich auf
einem Zaun am Gürbeufer nie-
derlässt. «Rund vier Paare ha-
ben ein Revier eingerichtet», er-
klären die beidenVogelbeobach-
ter.Die Schwarzkehlchenwerden
hierbleiben und ihre Nester ver-
steckt im Schilf bauen.

Noch viel besser versteckt
hält sich eine andere Rarität
auf der Durchreise: Mit blos-
sem Auge lässt sich die in der
Schweiz als Brutvogel ver-
schwundene Bekassine kaum
vom Schilf unterscheiden. Schil-
der auf dem Weg entlang der
Gürbe machen auf sie und an-
dere seltene Arten aufmerksam
und bitten Hundehalter, ihre
Tiere an der Leine zu halten. Die

Vögel im Schilf sollen nicht ge-
stört werden.

Fehlt nur noch
das Braunkehlchen

ZumSchluss zeigt sich andiesem
Morgen an der Gürbe auch noch
dasRotkehlchen–wederbedroht
noch selten. Mit offenem Schna-
bel rastet es auf einemBaum.Man
sieht ihm nicht an, ob es zu ei-
nemBrutplatz imNorden ziehen
wird oderaus demSüden zurück-
gekehrt ist, um hier zu brüten.

Wärmere Winter ermögli-
chen esVögelnwie demRotkehl-
chen, vermehrt hierzubleiben.
Ein Bericht des Naturschutz-
verbands Birdlife International
stellte aber schonvor Jahren fest,
dass der Klimawandel für viele
Vögel negative Auswirkungen
habe,weil er Zugrouten und -zei-
ten beeinflusse und den Vögeln
dann zum Beispiel dort, wo sie
sind, die Nahrung fehle.

An derGürbe in Belp fehlt jetzt
nur noch das Braunkehlchen.
«Das kommt noch», sagt Jan
Strasky, «aber später. Dann,
wenn das Blaukehlchen längst
weitergezogen ist.»

Brigitte Walser

Vogelbeobachter entdecken Raritäten
Belpmoos Wer Glück hat, sieht dieser Tage entlang der Gürbe gleich alle drei: Schwarz-, Rot- und Blaukehlchen.
Letzteres ist ein selten gesehener und attraktiver Gast auf der Durchreise.

Rotkehlchen, Blaukehlchen und Schwarzkehlchen. Fotos: Simon Boschi und Jan Strasky (PD)

Gemma Chillà

Es ist der Dienstagmorgen nach
Ostern, und auf dem Spielplatz
bei der alten Holzbrücke nahe
derEmme inHasle herrschtwohl
mehr Trubel als sonst um diese
Uhrzeit üblich. Auch sind heute
überwiegend Erwachsene an-
zutreffen, denn: Ein Spatenstich
steht an.

Besucherinnen und Besucher
müssen sich nun ab jetzt und
voraussichtlich bis Juni gedul-
den, denn der Spielplatz wird
erneuert. Er entspricht nicht
mehr den Vorschriften.

Schon seit 42 Jahren turnt
und spielt hier Klein – und ge-
legentlich auch Gross. Ältere
Generationenwürden hier eben-
falls Angebote finden, sagt die
zuständige Gemeinderätin Diana
Dähler (Hasle Plus). ZumBeispiel
dasMühlespiel, das rege genutzt
werde.

Naturnah und eingezäunt

Der Spielplatz sei ein grosser
Stolz der Gemeinde und auch
überregional beliebt, schreibt sie
auf ihrer Website. Spielplatz-
betreuende, Freiwillige, die im
Wochenrhythmus jeweils nach
demRechten auf dem Spielplatz
schauen, haben dies bei Umfra-
gen bei Besuchenden festgestellt.

Gutweg kommtderSpielplatz
auch auf dem Blog «Bärner Ma-
mis».Wasmacht denSpielplatz in
Hasle denn so attraktiv oder gar
attraktiver als andere in der Um-
gebung?DerZaunumdieAnlage
gebe ein gutes Gefühl, da die Kin-
der sich dadurch frei bewegen
könnten, schreibt eine der Blog-

gerin auf Anfrage. «Besonders
schön findenwir auch die natur-
nahe Umgebung. Es gibt genug
schattige Plätze, und die Nähe
zumWaldundzurEmme ist gera-
de anwarmenTagen einfach per-
fekt für eine kleine Abkühlung.»

Wasserspiel kommtwieder

Trotz den Umbauarbeiten soll
das Angebot an Spielgeräten er-
halten bleiben.Diesewerden alle
neu ersetzt. «Wir haben Rück-
meldungen erhalten, dass Besu-
chende gerade die Vielfalt sehr

schätzen», sagt DianaDähler. Zu-
dem soll das beliebteWasserspiel
wieder hinzukommen. Dieses
wurde vor drei Jahren stillgelegt,
weil es dazumal schon eine Sa-
nierung nötig hatte.

DassHasle den Spielplatz um-
fassend sanieren muss, hat ver-
schiedene Gründe. Die Holzele-
mente im Boden faulen, die Ab-
stände zwischen den diversen
Geräten sind kürzer, als sie sein
müssten, und die Geräte bieten
nicht genügend Schutz gegen
Stürze – mit neuen Normen, die

innerhalb der rund 40 Jahre ent-
standen sind, ist der beliebteAuf-
enthaltsort nichtmehr konform.

Bereits 2003wurde der Spiel-
platz schon mal aufgrund von
aktualisierten Sicherheitsrichtli-
nien totalsaniert.Rund zwei Jahr-
zehnte spätermuss die Gemeinde
nun in die zweite Runde gehen.
Rund 380’000 Franken lässt sie
sich die Sanierung kosten.

Metallfüsse gegen Fäulnis

«Besonders der Fallschutz ist
ein grosses Thema, hier haben

sich die Richtlinien sehr ver-
ändert», sagt Diana Dähler. Ge-
räte ab einer gewissen Höhe
müssten besser gesichert wer-
den. Zudem wird der neu sa-
nierte Spielplatzboden nicht
mehr mit Holzspänen übersät
werden, sondern mit Gummi-
matten verlegt.

Eine grosse Veränderung
steht auch dem Fundament be-
vor. Im Gegensatz zu heute sol-
len die hölzernen Stützen derGe-
räte – Holz als Material möchte
man bewusst beibehalten, da-
mit es ins Landschaftsbild passt
– künftig nichtmehr zentimeter-
tief im Erdboden einzementiert
sein. Ein Metallfuss wird unten
befestigt, damit das Holz über
die Erdfläche ragt und durch
die konstante Feuchtigkeit in
der Erde nicht so rasch verfault.

210 Quadratmeter zusätzlich

Neben dem Ersatz der Geräte
wird die Fläche des Platzes um
260Quadratmeter erweitert. «So
können wir genug Distanz zwi-
schen den Geräten gewähren,
da wir eben die Anzahl dieser
beibehalten möchten», sagt die
Gemeinderätin. Die zusätzlich
benötigte Fläche stellt die Dorf-
gemeinde, eine Art bürgerliche
Korporation, zur Verfügung.

Eigentlich hätten dieArbeiten
bereits im Herbst letzten Jahres
starten sollen. Wegen verschie-
denerAbklärungenmit kantona-
len Fachstellen verzögerte sich
der Start um ein halbes Jahr.Über
den Start der Arbeiten freue sie
sich sehr, sagt die Gemeinde-
rätin, bevor sie mit der Schaufel
in den Erdboden sticht.

Beliebter Spielplatz an der Emme
wird totalsaniert
Hasle bei Burgdorf Die Bekanntheit des 42 Jahre alten Spielplatzes bei der alten Holzbrücke reicht bis
in die Region Bern. Doch er erfüllt die Sicherheitsvorschriften nicht mehr. Ab Juni hat Langenthal vorü-

bergehend keinen Stadtpräsi-
denten mehr: Reto Müller (SP),
der in den Regierungsrat ge-
wählt wurde, tritt per 31. Mai
ab.Nun hat der Gemeinderat die
organisatorischen Zuständig-
keiten für die Übergangspha-
se geregelt. Damit soll die kon-
tinuierliche Führung der Ge-
schäfte bis zur Neubesetzung
des Stadtpräsidiums sicherge-
stellt werden.

Wie der Gemeinderat ges-
tern Dienstagmitteilte,wird das
Gremium gemäss den geltenden
Bestimmungen erst nach der
Wahl von Müllers Nachfolgerin
oder Nachfolger am 30. August
wieder ergänzt.

Andere Ressorts bleiben
unverändert

Bis dahin übernimmtVizestadt-
präsident Michael Schär (FDP)
das Ressort Präsidiales sowie
die Bereiche regionale Zusam-
menarbeit, Stadtmarketing und
Tourismus.

Das Ressort Bau- und Pla-
nungswesen inklusive des
Kommissionsvorsitzeswird neu
von Patrick Freudiger (SVP) ge-
führt. Alle übrigen Mitglieder
des Gemeinderats behalten ihre
bisherigen Ressorts unverän-
dert. (SDA)

Langenthal ohne
Stapi: Übergang ist
geregelt
Bis August Ab Juni springen
Michael Schär (FDP) und
Patrick Freudiger (SVP)
vorübergehend ein.

Seit gestern finden auf dem Spielplatz bei der alten Holzbrücke Sanierungsarbeiten statt. Diana Dähler

ist als Hasler Gemeinderätin für das Ressort Gesellschaft zuständig. Foto: Nicole Philipp

Langenthal muss ab 1. Juni ohne

Stapi auskommen. Foto: Raphael Moser

Mathys Brigitte
Text Hervorheben
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Jacqueline Büchi

und Alexandra Aregger

Geht es um den Kampf gegen
häusliche Gewalt, gehört die Zür-
cher Justizdirektorin Jacqueline
Fehr zu den pointiertesten Stim-
men im Land. Unter ihrer Füh-
rung testete der Kanton Zürich
eine elektronische Überwachung
von potenziellenTätern undOp-
fern oder ging mit einer Hotline
für Opfer voran.

Die 62-jährige SP-Politikerin,
die nächstes Jahr als Regierungs-
rätin abtritt, sagt im Gespräch,
warumsie im letztenHerbst beim
Bundesrat protestiert hat undwas
sie sich nunwünscht.

Frau Fehr, 34Menschen
wurden vergangenes Jahrvon
einer Person in ihrem nächsten
Umfeld getötet, diemeisten
Opferwarenweiblich.Was
macht diese Zahlmit Ihnen?
Ich bin erschüttert und auch et-
was ratlos. Man darf nicht ver-
gessen, dass es neben den 34To-
desopfernnochmehrereHundert
unvollendeteTötungsdelikte gab.
DieseOpferbleibenmeist schwer
verletzt und häufig lebenslang
beeinträchtigt zurück. Wir ha-
ben es mit einem riesigen gesell-
schaftlichen Problem zu tun, auf
das wir trotz aller Bemühungen
noch nicht die richtigen Antwor-
ten gefunden haben.

Politisch ist das Thema der
Femizide in den letzten Jahren
in den Fokus gerückt.Warum
sinken die Opferzahlen nicht?
Weilwir noch nicht zumKern des
Problems vorgedrungen sind.
Über das Leben von anderen zu
verfügen, ist eine Anmassung,
die viel mit fehlenderGleichstel-
lung zu tun hat. Ich denke etwa
an die Tötungsdelikte im Alter,
bei denen ein betagter Mann
nicht nur sich, sondern auch
seine Ehefrau umbringt. Dahin-
ter steckt laut Fachpersonen oft-
mals ein zutiefst patriarchales
Weltbild – nämlich die Überzeu-
gung, dass eine Frau ohne ih-
ren Ehemann nicht weiterleben
kann und darf. Nur wenn unse-
re Gesellschaft alleMenschen als
gleichwertig akzeptiert,wird sich
etwas ändern. Diese Einsicht ist
noch nicht in allen politischen
Milieus angekommen.

Bund und Kantone haben
vor fünf Jahren eine
Roadmap verabschiedet,
um die häusliche Gewalt zu
bekämpfen. Offenbar bleiben
dieMassnahmen erfolglos.
Die Massnahmen, wie etwa ge-
meinsame Standards im Bedro-
hungsmanagement, sindwichtig.
Die ganze Gesellschaft muss er-
kennen, dass das Problem gross
ist undwir es nur gemeinsam lö-
sen können. Das dauert, auch in
der Verwaltung.

Die Einführung einer neuen
Kurznummer (142) fürOpfer
von häuslicher Gewalt
hat sichmehrfach verzögert.
Ganz ehrlich: Als letzten Herbst
bekannt wurde, dass sich die
Einführung der Hotline erneut
verschiebt, bin ich wahnsinnig
hässig geworden.

Aufwen?
Auf die Swisscom und das Bun-
desamt für Kommunikation. Die
Forderung nach einer dreistelli-
gen Telefonnummer gibt es seit
mindestens zehn Jahren. Es geht
doch nicht, dassman als zustän-
diges Technologieunternehmen
oder als Behörde kurz vor Ein-
führung sagt: «Es ist viel kom-
plizierter, als wir gedacht ha-
ben.» Das heisst im Klartext: Sie
haben die Arbeiten zu spät ge-
startet und das Problem zu we-
nig ernst genommen.

Haben Sie sich beschwert?
Ja, ich habe allen drei zuständi-
gen Bundesräten geschrieben.
Die Swisscom rapportiert mir
seithermonatlich den Stand des
Projekts. Die Sache ärgert mich

besonders, weil es ein Muster
ist:Wennman nicht unglaublich
energisch auftritt, dann tendie-
ren die Behörden dazu, das The-
ma häusliche Gewalt nach hinten
zu schieben. Eigentlich müss-
te das Thema ganz oben auf der
Agenda stehen. Durch die häus-
liche Gewalt sterben hierzulan-
demehrMenschen als durch alle
anderen Tötungsdelikte.

Kommt die Hotline nun
wie versprochen imMai?
Davon gehe ich aus.

DerKanton Zürich ist bereits
imNovembermit einer eigenen
Helpline gestartet.Welche
Erfahrungenmachen Sie?
Die Hotline wird rege genutzt,
obwohl ihreTelefonnummer län-

ger und damit komplizierter ist
als die geplante Kurznummer.
Wir sehen, dass eine Nachfrage
da ist, gerade auch in der Nacht.
Offenbar fassen viele Frauen
dann den Entschluss, sich Hilfe
zu holen. Sei es,weil sie zurRuhe
kommen oderweil sie ungestört
telefonieren können, wenn der
Partner schläft.

DerKanton Zürich hat
auch getestet,was es bringt,
die gewaltausübende Person
und das Opfer elektronisch
zu überwachen.Welche
Erkenntnisse brachte
das Projekt?
Weil der Versuch auf den Kan-
tonZürich beschränktwar, konn-
ten wir nicht viele Fälle beglei-
ten. Wenn das Electronic Mo-
nitoring an der Kantonsgrenze
endet,nützt eswenig.DerSchlüs-
selwäre eine nationale elektroni-
scheÜberwachung.Dass ein sol-
ches Systemetwas bringt,wissen
wir aus Spanien, wo es seit Jah-
ren erfolgreich angewandt wird.

Zeichnet sich denn
eine nationale Lösung ab?
DerVerein ElectronicMonitoring
ist daran, eine gemeinsameÜber-
wachungszentrale zu schaffen
unddas Projekt gesamtschweize-
risch auszurollen.Bundesrat Beat
Jans will das Projekt vonseiten
des Bundes unterstützen. Über-
zeugungsarbeit braucht es sicher
noch beim einen oder anderen
Polizeikorps. Viele haben Angst,
dass ihnen ein Auftrag überge-
benwird, den sie gar nicht erfül-
len können. Damit die Polizeien
im Ernstfall rechtzeitig vor Ort
sein können,müssen die Rayon-
verbote ausgeweitetwerden. Der
Täter muss also einen grösseren
Abstand zum Opfer einhalten.

Nicht in allen Kantonen hat
das Thema gleiche Priorität.
Macht Sie daswütend?
BeimeinenKolleginnen undKol-
legen aus anderenKantonen spü-
re ich ein grosses Engagement.
Wütend bin ich auf jene Ge-
samtregierungen und Kantons-
parlamente, die das Sparen zum
höchsten Staatszweck erkoren
haben. Sieweigern sich konstant,
für die Umsetzung derMassnah-
men zum Schutz vor häuslicher
und geschlechtsspezifischer Ge-
walt die nötigen finanziellenMit-
tel zu sprechen. Dabei wären die
Beträge durchaus zu stemmen:
In den Kantonen macht der ge-
samte Sicherheitsbereich einen
einstelligen Prozentbereich des
Gesamtbudgets aus.

Geht es denn tatsächlich um
Geld oder um etwas anderes?
Finanzielle Gründe geben den
Ausschlag. Dazu kommen welt-
anschauliche Differenzen. Gera-
de in ländlichen Gegenden hört
man oft: «Das ist ein Thema der
Städte, bei uns gibt es dieses Pro-
blem nicht.» Dabei wissen wir,
dass häusliche Gewalt gerade
in diesen eher abgeschlossenen
Milieus sehr präsent ist, immer
schon sehr präsent war.

Sie kritisierten vor einem Jahr,
dass andere Kantone zuwenig
Plätze in Frauenhäusern

bereitstellen.Hat sich
die Situation verbessert?
Die Gespräche laufen, abermeine
Geduld ist strapaziert.Weiterhin
sind 40 Prozent der Schutzplät-
ze im Kanton Zürich von Frauen
und Kindern aus anderen Kan-
tonen belegt. Diese Plätze feh-
len dann für unsere eigene Be-
völkerung.GewisseNachbarkan-
tone argumentieren, sie seien zu
klein, um genügend Diskretion
für ein Frauenhaus zu gewähr-
leisten. Das Mindeste wäre bei
dieser Haltung, dass die Kanto-
ne die vollen Kosten für die Plät-
ze übernähmen, damit wir zu-
sätzliche Betten aufbauen kön-
nen. Ich bin froh, dass jetzt im
KantonThurgau die Bevölkerung
von derRegierungTaten fordert.

Müsste der Bund aktiver sein?
Rückblickend wäre es hilfreich
gewesen, der Bund hätte den
Kantonen schon früherMindest-
vorgaben gemacht, etwa zu den
Plätzen in Schutzhäusern. Im
Entwurf des neuenOpferhilfege-
setzes sind nun solcheVorgaben
drin. Ich halte dies für einwichti-
ges Instrument, umBlockaden in
Kantonen aufzubrechen.

Sie haben Spanien erwähnt.
Wasmacht das Land besser?
Neben den konkreten Mass-
nahmen beeindruckt mich das
überparteiliche Commitment.
Bei unswerden immernoch häu-
fig Alibidiskussionen geführt,
zum Beispiel, indem man häus-
liche Gewalt auf ein Ausländer-
problem reduziert.

Es ist eine Tatsache, dass
ausländische Personen bei der
häuslichen Gewalt als Täter und
Opfer überrepräsentiert sind.
Es gibt migrantische Gruppen,
in denen patriarchale Vorstellun-
gen nach wie vor stark ausge-
prägt sind und viele Männer sich
das Recht nehmen, über das Le-
ben ihrer Partnerin zu bestim-
men. Diese Tatsache bestätigt
meine Eingangsthese: Häusliche
und geschlechtsspezifische Ge-
walt haben ihren Ursprung im
Patriarchat.Wennwirdiese Form
vonGewalt jedochauf einAuslän-
derthema reduzieren, finden wir
keineAntwortenauf denFall Péli-
cot, auf dieTötungenvonSchwei-
zerinnen imSeniorenalter,auf die
Problematik der Deep-Fake-Por-
nos.Nochetwasbeschäftigtmich:
Häufig sind es dieMächtigendie-
serWelt,die einFrauen-undMän-
nerbild vermitteln, das unseren
Bemühungenexakt zuwiderläuft.

Sie denken an Donald Trump
oder ElonMusk?
Klar, ihre Rhetorik und ihr Han-
deln bleiben nicht ohne Folgen.
Eswerden Frauen aus dem ame-
rikanischen Militär verbannt. Es
werden Technologien entwi-
ckelt, die Pornografie fördern.
Es werden Begnadigungen aus-
gesprochen für Leute, die für
gröbste Verletzungen gegen die
sexuelle Integrität von Frauen
verantwortlich sind. Dies alles
durchweisse Männer ohneMig-
rationshintergrund. Das hat na-
türlich eine Wirkung auf junge
Menschen, die ihren Platz in die-
serWelt suchen.

«Nurwenn unsere Gesellschaft alle Menschen als
gleichwertig akzeptiert, wird sich etwas ändern»
Jacqueline Fehr Alle zwei Wochen tötet hierzulande ein Mann seine Partnerin oder eine Angehörige.
Die Zürcher Justizdirektorin sagt, was sie an der Femiziddebatte stört – und weshalb sie sich gleich bei drei Bundesräten beschwerte.

«Durch
häusliche Gewalt
sterben hierzulande
mehrMenschen als
durch alle anderen
Tötungsdelikte.»

«Trumps Rhetorik und sein Handeln bleiben nicht ohne Folgen»: Jacqueline Fehr. Foto: Moritz Hager
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«Es gibt nur schlechte und schlechtere Optionen»,

sagt Saghi Gholipour. Foto: Urs Jaudas

Annalena Müller

und Anna Luna Frauchiger

Der amerikanische Präsident
Donald Trump spricht davon,
den Iran «in die Steinzeit zu-
rückzubomben», und hat gestern
damit gedroht, dass «eine ganze
Zivilisation heute Nacht sterben
wird», wenn das Regime nicht
kapituliert und die Strasse von
Hormuz wieder öffnet. Die An-
drohung von Gewalt gegen Zivi-
listen schockiert Iraner und Ira-
nerinnen in der Schweiz. So un-
einig sich die Exilopposition ist,
nach fast 40 Tagen Krieg ist sie
überzeugt: Der Konflikt hat das
Regime gestärkt und die Oppo-
sition geschwächt.

Saghi Gholipour gründete
2022 «Free Iran Switzerland» ,
nachdem die Sittenpolizei in ih-
rer Heimat die junge Mahsa Jina
Amini getötet hatte. Laut Gho-
lipour gab es unter den Iranern
und Iranerinnen der Diaspora
vor dem Krieg viele Stimmen,
die glaubten, ein Regimewan-
del gelinge nur durch Eingreifen
von aussen: «Diese Stimmenver-
stummen.»AuchGholipourselbst
hat «trotz allem Zynismus» zu
Beginn des Kriegs gehofft, dass
so das Regime wenigstens ge-
schwächtwird. «Davon ist nichts
mehr übrig geblieben», sagt sie
heute. Je krasser der Bomben-
hagel und je mehr zivile Struk-
turen angegriffen würden, des-
to grösserwerde derWiderstand
gegen den Krieg. «Irgendwann
kommt der Patriotismus hervor,
egal, wie sehr man die Mullahs
hasst», so die Exiliranerin.

Hinzu kommt, dass das Re-
gime laut Gholipour seit dem
iranischen Neujahrsfest am

20. März noch repressiver vor-
geht und mehr Hinrichtungen
von Oppositionellen durchführt
– trotz des Kriegs. Konkrete und
vor allem belastbare Zahlen gebe
es aber nicht, sagt Gholipour,
da seit 38 Tagen ein Internet-
Blackout herrsche. «Die Zahlen
von Menschenrechtsorganisati-
onen schwanken zwischen 130
und 650.»

Wünscht sich Gholipour, die
in der Schweiz aufgewachsen
ist, Verhandlungen zwischen
den USA und dem Regime für
ein Kriegsende? «Es gibt nur
schlechte und schlechtere Op-
tionen», so die Aktivistin. Mit
dem Regime zu verhandeln und
gar Sanktionen zu lockern, da-
mit wieder Öl fliesst, würde den
Iranern und Iranerinnen das
Recht auf eine Zukunft verweh-
ren. «Aber es würden wenigs-
tens keine Bombenmehr fallen.»

Mahdi Rezaei-Tazik ist Iran-
experte an der Universität Bern.

Die Drohung Trumps, dass
«eine ganze Zivilisation ster-
ben wird», sei die Ankündigung
eines Kriegsverbrechens, sagt
er. Von der Europäischen Uni-
on wünscht sich Rezaei-Tazik,
dass sie auf den amerikanischen
Präsidenten einwirkt. «DerWes-
ten muss sich fragen, ob er der
Doppelmoral weiter nachgehen
möchte – und russische Kriegs-
verbrechen sanktioniert, aber bei
denUSAakzeptiert.» Es gehe um
den Rest an Glaubwürdigkeit,
den derWesten noch habe.

«Iranisches Regime
wird weiter eskalieren»

Das iranische Regime wird laut
Rezaei-Tazik seinerseits weiter
eskalieren. So hätten die Revo-
lutionsgarden nachTrumpsDro-
hung auf ihremTelegram-Kanal
verkündet, neben der Strasse von
Hormuz nun auch die Meeren-
ge von Bab al-Mandab im Roten
Meer zu schliessen.Die Kompro-
misse, die Pakistan ausgehan-
delt habe und die nun auf dem
Tisch lägen, seien für das Regime
nicht akzeptabel. In seinem Be-
streben zu überleben, brauche
es einen nachhaltigen Frieden,
keinen Waffenstillstand: Diese
Lehre habe das Regime 2025 aus
dem 12-Tage-Krieg gezogen, sagt
Rezaei-Tazik.

«Aktuell stärkt der Krieg das
Regime und schwächt die Oppo-
sition», so der Forscher, der seit
21 Jahren in der Schweiz lebt und
sich für einen säkularen Iran en-
gagiert. Im Gegensatz zu vielen
anderen Exiliranern hat Rezaei-
Tazik von Anfang an vor einem
Angriff auf den Iran gewarnt
und sich klar gegen den Krieg
positioniert. Er ist der Meinung,

man sollemit dem Schicksal des
Iran kein Glücksspiel betreiben:
«Krieg kennt keine Deeskalati-
onslogik, im Gegenteil.»

«Wir waren von Anfang
an gegen einen Krieg»

Vida Amani ist in Olten aufge-
wachsen in einer Familie, die
den Volksmujahedin nahesteht.
Diese Oppositionsgruppe ist ge-
mäss Experten politisch schwer
einzuordnen. Laut eigener Aus-
sage kämpfen sie für eine säku-
lare Demokratie. Sicher ist, dass
die Mujahedin zu den aktivsten
Gegnern des Regimes gehören
und dieses auch im Iran bekämp-
fen. «Wir waren von Anfang an
gegen einen Krieg», sagt Amani.
Das Narrativ, wonach ein Krieg
das Regime stürzen könne, stam-
me aus dem Umfeld des Schah-
Sohns Reza Pahlavi.

Die Mujahedin hätten immer
für einenWandel aus dem Inne-
ren gekämpft, sagt Amani. Auch
deshalb seien siemitten imKrieg
ins Visier des Regimes geraten.
Letzte Woche sollen sechs Mit-
glieder der Oppositionsgruppe
hingerichtet worden sein. Das
berichten verschiedene Medi-
en.Amani sieht darin einenAus-
druck derAngst des Regimes vor
der Opposition. Sie hofft, dass
ein Sturz des Regimes in greif-
barerNähe ist.VomWesten – in-
klusive der Schweiz – verlangt
sie, «dass die iranische Bot-
schaft geschlossen und das Bot-
schaftspersonal ausgewiesen»
werden soll. DassTrump auf sei-
nemSocial-Media-Account offen
mit Kriegsverbrechen kokettiert,
wundert sie nicht: «Es ist Donald
Trump, von ihm kann man alles
erwarten.»

Trumps Drohungen schüren
Ängste unter Exiliranern
Krieg gegen Teheran Der US-Präsident droht dem Iranmit der Auslöschung.
Die Schweizer Diaspora ist entsetzt. Sie warnt, der Krieg stärke das Regime.

«Irgendwann
kommt
der Patriotismus
hervor, egal,
wie sehrman
dieMullahs hasst.»

Saghi Gholipour

Gründerin von

«Free Iran Switzerland»

Das Handwerk galt in den letz-
ten Jahren als Inbegriff der
Krisenresistenz: Der Fokus lag
auf dem stabilen inländischen
Markt, die künstliche Intelligenz
kann Schreinern, Schlossern oder
Malern bisher nichts anhaben.

Ein Jahr nach der Einführung
neuer US-Zölle offenbaren
sich jedoch erste Spuren einer
konjunkturellenAbkühlung. Eine
Auswertung der Jobplattform
Indeed zeigt, dass die Zahl der
ausgeschriebenen Stellen in
diesem Bereich sinkt.

«Die Berufe aus dem
Segment haben sich allesamt
negativ entwickelt», sagt die bei
Indeed tätige Ökonomin Virgi-
nia Sondergeld. Zwar habe die
rückläufige Tendenz bereits
vor den handelspolitischen
Massnahmen derUSAeingesetzt,
doch die neuen Rahmenbedin-
gungen hätten die Entwicklung
noch beschleunigt. «Eswurde für
die Betriebe schwierig zu planen.»
Entsprechend zurückhaltend hät-
ten sie freie Stellen publiziert.

Tatsächlich ist der Rückgang
bei der Berufsgruppe Handwerk
und Produktion neben der
Buchhaltung am grössten. Über
18 Prozent weniger Stellen-
inserate haben Arbeitgeber im
Februar im Vergleich zur Vor-
jahresperiode geschaltet. «Nach-
dem der Post-Corona-Boom die
Nachfrage nach Fachkräften
in die Höhe getrieben hat,
korrigieren jetzt Unternehmen
ihre Rekrutierungsziele deutlich
nach unten», sagt Sondergeld.

«Befinden uns seit einiger
Zeit in einer Schwächephase»

DerArbeitgeberverband ist darob
nicht alarmiert: «Viele Betriebe
halten ihr Personal», sagt Spre-
cher Stefan Heini. Sie seien aber
angesichts der sich abkühlenden
Konjunktur und der unsicheren
geopolitischen Lage zurückhal-
tend bei derAusschreibung neu-
er Stellen. «Das spricht eher für
eine konjunkturell bedingte Zu-
rückhaltung bei Neuausschrei-
bungen als für einen struktu-
rellen Einbruch derAttraktivität
dieser Berufe», sagt er.

Auch beim Gebäudetechnik-
verband ist man überzeugt, dass
das Handwerk langfristig an
Relevanz gewinnen werde und
die Nachfrage nach Fachkräften
in den gewerblichen Berufen
wieder zurückkehre.

«Die Zahl der Stelleninserate
ist oft einverlässlicherSeismograf
dafür,wie es der SchweizerWirt-
schaft geht», sagt Arbeitsmarkt-
experteMichael Siegenthalervom

KOF-Institut derETHZürich.Nach
dermassivenÜberhitzung im Jahr
2023, als Unternehmen über fast
alle Branchen hinweg Fachkräfte
suchten und auch die Zuwande-
rung einenHöchststand erreichte,
hat sich das Blatt gewendet. «Wir
befindenuns nun seit einigerZeit
in einer Schwächephase.»

Selbst bei den bisher hände-
ringend gesuchten Elektro-
installateuren (–29 Prozent)
und Mechanikern (–14,3 Pro-
zent) kühlt derMarkt spürbar ab.
Siegenthaler sagt: «Zwar sorgt
das anhaltende Bevölkerungs-
wachstum imWohnbau für eine
stabile Nachfrage, doch das Bau-
gewerbe insgesamt leidet unter
der Zurückhaltung bei den
Investitionen.»

Die Industrie befinde sich de
facto seit einiger Zeit in einer
Rezession, sagt Siegenthaler. Das
zeige sich auch daran, dass sich
der Stellenrückgang quer durch
die Fertigungs- undProduktions-
berufe ziehe. Zudem sei die Ar-
beitslosigkeit in der Industrie
angestiegen. Gründe dafür sind
der Ukrainekrieg, der Zollstreit,
aber auch eine europaweite In-
vestitionsschwäche. «All das
hat dazu geführt, dass Schwei-
zer Produktionsgüter weniger
nachgefragtwerden.» So brauche
beispielsweise die schwächeln-
de deutsche Automobilindustrie
weniger Ersatzteile, und die Chi-
nesen kauftenwegen derAbwer-
tung ihrer Immobilien weniger
Schweizer Luxusuhren.

Vor diesem Hintergrund sind
dieArbeitsmarktprognosenwenig
erfreulich. Das Staatssekretariat
für Wirtschaft (Seco) und das
KOF-Institut rechnenbeidedamit,
dass dieArbeitslosenquote Ende
des Jahres 3,2 Prozent beträgt –
also gleich hoch ist wie heute.
«Ohne die Eskalation im Nahen
Osten stünden die Prognosen
eigentlich auf Erholung», sagt
Siegenthaler. Doch wenn der
Konflikt um den Iran andauere
und die Ölpreise so hoch blieben
wie aktuell, könne sich die Lage
noch weiter eintrüben.

Fabienne Riklin

Selbst Handwerksberufe
sind nunweniger gefragt
Arbeitsmarkt Die Schweizer Industrie
befindet sich de facto in einer Rezession.

Weniger Stellen ausgeschrieben

Rückgang nach Branche im Vergleich zur Vorjahresperiode,
in Prozent

Buchhaltung −19

Handwerk, Technik & Mechanik −19

Produktion & Fertigung −18

Detailhandel −18

Vertrieb −16

Marketing −14

Forschung & Entwicklung −13

Transportwesen −13

Lebensmittelindustrie −13

Rechtswesen −13

Tabelle: fabrik / Quelle: Indeed

Der Stellenrückgang
zieht sich
quer durch die
Fertigungs- und
Produktionsberufe.Vida Amani ist überzeugt: «Es ist Donald Trump,

von ihm kann man alles erwarten.» Foto: Raphael Moser

Mathys Brigitte
Text Hervorheben



11Mittwoch, 8. April 2026

Politik & Wirtschaft

Persönlichkeitsrechte DasBundes-
gericht hat die Beschwerde ei-
nes Genfer Geschäftsmanns ge-
gen die Ringier AG abgewiesen.
Es entschied, dass die identifi-
zierende Berichterstattung über
einen Mitbeschuldigten im Pro-
zess vor einem Zürcher Gericht
rechtmässig war, wie aus dem
gestern publizierten Urteil her-
vorgeht. Auslöser waren Artikel
auf «Blick online» vom Januar
2022, die den Prozess rund um
einen Ex-Bankmanager themati-
sierten.DerKläger, einGeschäfts-
partner,wurde darin namentlich
und mit Details zu seinem Ver-
mögen genannt. Er sah eine Per-
sönlichkeitsverletzung und for-
derte die Löschung seiner Daten
aus den Onlinearchiven. (SDA)

Bundesgericht:
Namensnennung
war rechtmässig

Sabrina Bundi

«Ja», «ja» und «ja».Unisono ant-
worten Alain, Loris und Manu-
el aus der sechsten Klasse von
Selzach im Kanton Solothurn
auf die Frage, ob ihnen das Ler-
nen mit Apps und Plattformen
wie beispielsweise «Anton» oder
«Quizlet» mehr Spass macht als
das Aufschlagen eines Buchs.
Zahlreiche Buben in ihremAlter
würden gleich antworten. «Vor
allem Buben zwischen 12 und 16
sindmotivierter,wenn siemit di-
gitalen Lehrmitteln lernen kön-
nen», sagt Bildungsforscher Ste-
fanWolter. Er hat den Bildungs-
bericht 2026 verfasst, die grosse
Übersicht über das Bildungs-
land Schweiz. Wolter weist dar-
auf hin, dass die Knaben in die-
semAlter in vielen Fächern in der
Tendenzvon denMädchen abge-
hängt werden.

Element der «Gamification»

Kann man also aus dem Be-
richt herauslesen, dass Buben
mit mehr digitalem Lernen mit
denMädchen gleichziehen könn-
ten? Werden digitale Lehrmittel
noch zu wenig eingesetzt?
Alain: «Bei uns in derKlasse sind
dieMädchen nicht besser als die
Buben.»
Loris: «Jemand ist halt besser
im Turnen, jemand anderes im
Deutsch.»
Manuel: «Und es gibt auch Mäd-
chen, die gern gamen.»

Sagen die drei 12-jährigen
Knaben. Sie freuen sich zwar,
wenn sie von der Lehrerin die
Anweisung bekommen, dass sie
ihren Schullaptop aus dem Pult
nehmen dürfen – aber nicht in
jedem Fach.
Alain: «Für das Fach Natur,
Mensch und Gesellschaft gibt
es keine guten Apps, mit denen
wir das lernen können, was wir
dann für die Prüfungen wissen
müssen.»
Loris: «MancheAppswerdenauch
schnell langweilig. Eine ist etwa
einAutorennen,bei demmanan-
deren Autos ausweichen muss,
und alle paar Sekunden muss
man zusätzlich Matheaufgaben
lösen. Das macht keinen Spass,
wenndas Spiel immerwiederun-
terbrochenwird.»
Manuel: «Für Französisch und
Englisch finde ich die Lern-Apps

super. So höre ich genau,wie ich
dasWort sagenmuss, undwenn
ich es falsch schreibe,wird es so-
fort korrigiert.»
Alain: «Ausserdemkannman ge-
geneinander Franz-Wörter ler-
nen. Das gefällt mir.»
Manuel: «Mir auch.»
Loris: «Mir auch.»

Die drei SelzacherBubenmes-
sen sich also gern untereinander.

Die Konkurrenz ist ein Element
der «Gamification» der Schule.
Das könnemotivieren, aber auch
frustrieren, sagt derMedienpäd-
agoge Philippe Wampfler: «Bei
zu viel Konkurrenz kann es auch
auf einmal nur noch darum ge-
hen, den bestenHighscore zu er-
reichen.»Oderumgekehrt: «Dass
Kinder sich dann einfach gelang-
weilt durch die Aufgaben kli-
cken.»Auch gibt es Spiele, in de-
nen Kinder für richtige Antwor-
tenMünzen oderSterne erhalten,
mit denen sie dann beispielswei-
se den eigenenAvatar ausstatten
können. Suchtpotenzial?
Loris: «Am Anfang ist das noch
ganz spannend.Aber irgendwann
wird es ein bisschen langweilig.»
Alain: «Und so gut sind diese
Spiele nicht, dass man davon
süchtigwerden könnte.Also klei-

nere Kindervielleicht schon.Aber
wir nicht.»
Manuel: «Mit ‹Minecraft› oder so
sind diese Spiele nicht zu ver-
gleichen.»

Digital und analog

Laut Medienpädagoge Wampf-
ler hilft eine gute Begleitung der
Lehrkraft, nicht in die Spielefal-
len zu tappen. Fabienne Cosan-
dey, die Lehrerin vonManuel, Lo-
ris undAlain,macht das so: «Ich
frage immer wieder ab, was sie
denn nun gelernt haben.» Auch
sie stellt fest: «Manche Kinder
lernen digital besser und sind
richtige Cracks. Andere lassen
sich schnell ablenken,wenn etwa
Nachrichten auf demBildschirm
aufploppen.»

Auf Lern-Apps verzichten
möchte sie abernichtmehr: «Ge-

rade was das Lernen von Spra-
chen angeht, sind diese Apps
toll.» Ein weiterer Vorteil sei,
dass alle Kinder gleichzeitig ih-
remNiveau entsprechend lernen
könnten, «ohne dass die anderen
gleich sehen, dass der oder die
vielleicht eine einfachere Aufga-
be bekommen hat». Für die Leh-
rerin ist entscheidend, dass die
Mischung zwischen digital und
analog gesund ist. Denn: «Spä-
ter müssen sie auch mit beidem
umgehen können.»

Manchmal überlässt sie auch
den Kindern die Wahl: «Ich zei-
ge allen, wie sie Karteikarten
machen können. Aber wenn je-
manddieWörtermit derApp bes-
ser lernt, darf er das.Am Schluss
müssen es einfach alle können.»

Auch Philippe Wampfler will
nicht in die alte Welt zurück:

«Viele Apps sind reich an Visu-
alisierungen, fördern das ma-
thematische Denken oder re-
gen an, beispielsweise spannen-
de geometrische Konstruktionen
zumachen.» Die Basis dafür sei,
zuerst das Geodreieck und den
Zirkel in die Hand zu nehmen.

«Sehr dosiert eingesetzt»

Der Bildungsbericht zeigt, dass
einTrend zumehrDigitalisierung
an den obligatorischen Schulen
erkennbar ist, dass aber die Nut-
zung der digitalen Geräte insge-
samt nicht sehr intensiv ist und
in den letzten Jahren nur gering-
fügig zugenommenhat. In Stefan
WoltersWorten: «In der Schweiz
werden die digitalen Lehrmittel
noch sehr dosiert eingesetzt.»
Geschätzt sind rund 80 Prozent
der Lehrmittel analog oder hyb-
rid – also auf Papier mit digita-
len Elementen. Rund 20 Prozent
sind voll digital.

Fürprivate ZweckewerdenGe-
räte deutlich öfterhervorgenom-
men: 3 Prozent derSchülerinnen
und Schüler nutzen das Smart-
phone in der Schule, 80 Prozent
zu Hause.

Wampfler bezweifelt, dass
Lern-Apps allein den Rückstand
von Knaben beseitigen würden:
«Die Ursachen für Unterschiede
beimNiveau sind komplex.Wirk-
lich ändern würde sich wohl nur
etwas, wenn die Leistungserhe-
bungwie Prüfungen auch dieAr-
beit in digitalen Lernumgebun-
gen erfassenwürde.»

Auch Cosandey ist kritisch:
«Ich glaube, der Lernerfolg mit
digitalen Medien hängt vom
Lerntyp ab. Mein ältester Sohn
beispielsweise druckt sich alle
Texte aus, die er im Gymi in di-
gitaler Form bekommt, damit er
auf dem Papier seine Notizen
machen kann und den Über-
blick behält.»

Wolter sagt: «Ob digitale Mit-
tel stärker zumEinsatz kommen
sollten, würde ich jetzt nicht sa-
gen wollen, aber der Umstand,
dass Buben mit digitalen Hilfs-
mitteln beim Lernenmehr Spass
haben, zeigt, dasswir den Buben
einMotivationselementwegneh-
men würden, wenn wir wieder
auf analog umschaltenwürden.»

Und was sagen Loris, Alain
undManuel? «Lernen soll lernen
bleiben. Gamen gamen.»

Lerngames sollen Buben in der Schule helfen
Digitalisierung Knaben geraten in der Schule gegenüber Mädchen häufiger ins Hintertreffen – gleichzeitig lernen sie motivierter
mit digitalen Tools. Können Lern-Apps helfen, den Leistungsrückstand aufzuholen? Ein Besuch im Klassenzimmer.

Die Sechstklässler Alain, Loris und Manuel (v.l.) lernen gern mit Lerngames – aber nicht in jedem Fach. Fotos: Christian Pfander

Fabienne Cosandey unterrichtet

die sechsteKlasse inSelzach SO.

Moutier DerWechsel vonMoutier
vom Kanton Bern zum Kanton
Jura zieht eine Anpassung der
nationalen Bodenstatistik nach
sich. Der Bund hat die Anteile an
Fruchtfolgeflächen zwischen den
Kantonen Bern und Jura offiziell
neu zugeordnet. Die Verantwor-
tung für 76 Hektaren Ackerbö-
den geht vom Kanton Bern auf
den Kanton Jura über. Wie aus
der gestern im Bundesblatt ver-
öffentlichten Verfügung hervor-
geht, reduziert sich das Berner
Kontingent auf 82’049 Hektaren,
während der jurassische Anteil
auf 15’076 Hektaren ansteigt.

Fruchtfolgeflächen dienen der
langfristigen Sicherstellung der
Ernährungssicherheit in Krisen-
zeiten. (SDA)

Kantonswechsel:
Konsequenzen für
Fruchtfolgeflächen

Der 82-jährige Rudolf Strahm
setzt in einem Interviewmit der
NZZ zu einerGeneralabrechnung
mit der Zuwanderungspolitik
seiner Partei an. Der frühere SP-
Zentralsekretär und BernerNati-
onalratwirft der SPvor, «taktisch
unklug» mit der 10-Millionen-
Initiative der SVP umzugehen.
Die SP hätte statt eines «blan-
ken Neins» ihre Ablehnung mit
Bedingungen verknüpfen müs-
sen. Dazu zählten Massnahmen
gegen die Wohnungsnot oder
die Bekämpfung des Fachkräf-
temangels in der Pflege.

DieWarnung der Gegner,wo-
nach ein Ja zur Initiative zurKün-
digung der Personenfreizügig-
keit führe, hält Strahm für «leere
Angstmacherei». Wer die SVP-

Forderung nach einer Zuwande-
rungsbegrenzungmit «Chaosini-
tiative» bezeichne, ignoriere,dass
Menschen bis weit ins linke La-
ger über die hohe Zuwanderung
besorgt seien. Die SP verschwei-
ge und ignoriere diese Bedenken.

20 bis 40Prozent derBevölke-
rung hätten in den letzten zehn
Jahren nur an Kaufkraft einge-
büsst, weil Mieten, Krankenkas-
senprämien und Verkehrskosten
viel stärker gestiegen seien als
die Durchschnittsteuerung, sagt
der frühere Preisüberwacher.Das
hänge auchmit derZuwanderung
zusammen. Zu den Problemen
zählt Strahm zudem diemangel-
hafte Integrationvonanerkannten
Flüchtlingen indenArbeitsmarkt.
Die unter der früheren SP-Bun-

desrätin Simonetta Sommaruga
eingeführte Integrationsverein-
barung, mit der sich Asylsuchen-
de zum Erlernen einer Landes-
sprache und zur Beschäftigung
verpflichteten,sei toterBuchstabe.

«Nicht nachvollziehbar»

SP-Co-PräsidentCédricWermuth
warwegenFerienabwesenheit für
eineStellungnahmenicht erreich-
bar. Die SP hielt aber in einer Re-
aktion fest, der «Rundumschlag
von Rudolf Strahm in Sachen
Kaufkraft» sei «nicht nachvoll-
ziehbar». Die SP kämpfe mit ih-
ren Initiativen für tiefere Kran-
kenkassenprämien, bezahlbare
Mieten und faire Mindestlöhne.

Irritierend sei zudem, dass
Strahm den Initiativtext nicht

beim Wort nehme. Die Initiative
erzwinge die Kündigung der bi-
lateralen Verträge bereits, wenn
die Bevölkerung die Marke von
9,5 Millionen Personen erreiche.
Dann müsse der Familiennach-
zug eingeschränkt werden, was
mit dem Freizügigkeitsabkom-
menunvereinbarsei. In einerWelt
voller Kriege wäre eine solche
internationale Abschottung ein
brandgefährliches Experiment.

Strahm hat bereits vor zwölf
Jahren bei der Abstimmung über
die Masseneinwanderungsiniti-
ative der SVPVerständnis für die
Zuwanderungsskepsis gezeigt.Ob
er der SVP-Initiative zustimmt,
liess er damals wie heute offen.

Markus Brotschi

Rudolf Strahmwirft der SP Ignoranz vor
Zuwanderungspolitik Der Ex-Nationalrat kritisiert das «blanke Nein» zur SVP-Initiative.

Mathys Brigitte
Text Hervorheben
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Dominique Eigenmann, Brüssel

Der Ernstfall trat am Morgen
des 2. März ein. Eine iranische
Drohne, aus dem Libanon ge-
startet, explodierte auf dem
britischen Militärstützpunkt
Akrotiri auf Zypern. Zweiweitere
Drohnen wurden im letzten
Moment abgefangen.

Zypern, seit 1974 in einen
türkischen Norden und einen
griechischen Süden geteilt,
gehört zur Europäischen Union –
als eines von nurvierMitgliedern
aber nicht zum Militärbündnis
Nato.Wer also verteidigt die Insel,
wenn sie durchDrohnen,Raketen
oder Schiffe bedroht wird?

ImMärzschickteGriechenland
sofort Kampfflugzeuge und zwei
Fregatten zum Schutz, gleich
darauf Frankreich und Spanien.
Das aus der EU ausgetretene
Grossbritannien hingegen, des-
sen Basis angegriffen worden
war, brauchte drei Wochen, um
ein Schiff zu entsenden.

«Die Sicherheit Zyperns ist
die Sicherheit Europas», stellte
Zyperns Staatspräsident Nikos
Christodoulides danach fest und
lobte die «spontane Hilfe» als
Beispiel «für die Geschichts-
bücher». Die Reaktion sei ein
Testfall für den Beistand der EU
nach Artikel 42.7 gewesen – den
Zypern gar nicht offiziell ange-
rufen hatte. Christodoulides, der
bis zumSommer zufällig den Rat
derEU-Mitgliedsstaaten anführt,
kündigte an, die Debatte über die
militärische Beistandsklausel der
EU nun kräftig voranzutreiben.

Auf die USA kann sich Europa
nichtmehr verlassen

Ursula von der Leyen, die
deutsche Präsidentin der EU-
Kommission, hatte schon an der
Münchner Sicherheitskonferenz
im Februar verlangt, den Artikel
«zum Leben zu erwecken»:

«Gegenseitiger Beistand ist im
Rahmen der EU nicht optional,
sondern eine Verpflichtung.»
Der deutsche Kanzler Friedrich
Merz stimmte ausdrücklich
zu. Man müsse definieren, wie
man die gegenseitige Hilfe im
Ernstfall organisiere. «Nicht als
Ersatz für die Nato, sondern als
einen selbsttragenden, starken
Pfeiler.»

Hintergrund für die Debatte
um den Artikel 42.7 war und

ist dabei ein anderer Artikel:
Nummer 5 der Nato-Charta
nämlich, die jedem ange-
griffenenMitglied die Hilfe aller
anderen verspricht. Seit US-
Präsident Donald Trump diesen
Beistand mit immer verächt-
licheren Worten infrage stellt,
wird die Hilfe der Europäer
untereinander dringlicher.

Artikel 42,Absatz 7 ist seit den
Reformen von Lissabon 2009
Teil der EU-Verträge. Er ver-

pflichtet die Mitgliedsstaaten,
einemmilitärisch angegriffenen
EU-Land beizustehen und «alle
in ihrer Macht stehende Hil-
fe und Unterstützung» zu leis-
ten. ImWortlaut geht die Pflicht
sogar nochweiter als inArtikel 5
der Nato, der vager gehalten ist.

Allerdings steht in Artikel
42.7 auch, dass die Verpflich-
tung komplementär zu jener gilt,
die Staaten imRahmen derNato
eingegangen sind. Das hat einen

einfachen Grund: Anders als die
Nato verfügt die EU weder über
eigene Streitkräfte noch über
Kommandostrukturen. Das er-
klärt auch,warumdie Beistands-
klausel der EU bisher öffentlich
kaumbeachtetwurde – ausser in
Ländern wie eben Zypern sowie
in Schweden und Finnland bis
zu deren Nato-Beitritt 2023/24.

Angerufen wurde Artikel 42.7
bisher erst einmal: von Frank-
reich nach den verheerenden

islamistischenTerroranschlägen
von Paris im November 2015.
Der damalige Präsident François
Hollande bat mit Absicht nicht
die Nato um Hilfe, sondern die
EU. Zum einen ging es ihm
um Unterstützung der Geheim-
dienste, vonAntiterroreinheiten
und Polizei. Zum anderenwollte
Paris temporär Kampftruppen
aus Mali, dem Irak und Syrien
abziehen und auf Patrouille in
französischen Städten schicken
– Länder wie Deutschland ent-
sendeten im Gegenzug eigene
Streitkräfte nach Afrika und in
den Mittleren Osten, um Frank-
reich zu entlasten.

Erst die EU umHilfe
ersuchen, dann die Nato?

Die neue Debatte um die Bei-
standsklausel, die in der EU in
den vergangenenWochen hinter
verschlossenen Türen begann,
verläuft durchaus kontrovers,
wie Gesprächsprotokolle belegen,
die der «Spiegel» kürzlich ver-
öffentlichte. Länder wie Italien
oder Litauen sind eher skeptisch,
schliesslich sei Verteidigung
keine Sache der EU, sondern
der Mitgliedsstaaten. Länder
wie Frankreich, Deutschland,
Spanien, die Niederlande und die
Skandinavier hingegen wollen
Artikel 42.7 «mit Leben erfüllen».

Realistisch scheint ein zwei-
stufiger Ansatz: Im Ernstfall
soll zunächst die EU um Hilfe
gebeten werden, erst bei einer
Eskalation dieNato.Die EU käme
etwa bei hybriden Angriffen auf
kritische Infrastruktur zumEin-
satz, die Nato bei frontalenmili-
tärischen Attacken. Der aussen-
politische Dienst der EU will
für Ersteres bald einen Leit-
faden ausarbeiten.Noch imApril
werden Mitgliedsstaaten und
EU-Behörden in Brüssel zudem
die Reaktion auf einen hybriden
Angriff üben.

«Nicht optional, sondern Verpflichtung»:
Debatte über gegenseitige Verteidigung
Sicherheit in Europa Weil Trump Amerikas Hilfe im Rahmen der Nato infrage stellt, wollen die Europäer
den Artikel 42.7 der EU-Verträge zum Leben erwecken. Wie die Schutzpflicht funktionieren soll.

Die EU ist (noch) kein Militärbündnis: Kommissions-Präsidentin Ursula von der Leyen mit dänischen Generälen. Foto: Imago/Ritzau Scanpix

Als Marta Kos, EU-Kommissarin
für Erweiterungspolitik, Ende
März Stellung nahm zum Stand
ukrainischer Reformen, fiel ihre
Bilanz vernichtend aus. Allein
2025 habe die Ukraine es ver-
säumt, elf fällige Reformen um-
zusetzen, solle Kos in einem
Brief an den ukrainischen Par-
lamentspräsidenten Ruslan
Stefantschuk aufgeführt haben,
so der «Kyiv Independent». Die
Reformen betreffen die Eisen-
bahn, das Gerichtswesen, die
Beamten und auch die Integra-
tion im Strombereich.

So hat die Ukraine immer
noch nicht genügend Richter
für das Hohe Antikorruptions-
gericht ernannt. Das sollte bis
März 2025 geschehen.Allerdings
gewährt die EU eine Schonfrist
von bis zu einem Jahr, bis Geld,
das imGegenzug für eine Reform
vereinbart wurde, endgültig ge-
strichen wird.

Die nicht umgesetzten Re-
formen können die Ukraine
allein bei der EU mehrere Milli-

arden Euro kosten, was umso
schlimmer ist, als Ungarn
einen Ende 2025 auf vier Jahre
angelegten 90-Milliarden-Euro-
Kredit der EU fürKyjiwblockiert.
Auch gegenüber der Weltbank
und dem Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) bummelt
Kyjiw. Zwar einigte sich der IWF
Ende 2025 mit Kyjiw prinzipiell
auf einen neuen 8,1-Milliarden-
Dollar-Kredit für die nächsten
vier Jahre. Doch die Ukraine
schaffte es nicht einmal, wie
zugesagt bis Ende März einige
kleinere Steuererhöhungen zu
beschliessen oder endlich einen
neuen Zollchef zu ernennen.

Der Zoll ist traditionell nicht
nur eine der grössten Einnahme-
quellen der Ukraine, sondern
auch eine der korruptesten
Institutionen und wird von der
Regierung seit Jahren mit leicht
zu feuernden amtierenden Be-
hördenchefs am kurzen Zügel
gehalten.

Die Ukraine hat auch nurnoch
bis zum 20. April Zeit, um vier

mit der Weltbank vereinbarte
Reformen zu beschliessen,
andernfalls liegen erst einmal
3,5Milliarden Dollar auf Eis. Der
Reformstau ist umso fataler, als
vier Wirtschaftsinstituten zu-
folge demukrainischenHaushalt
imMai schlicht das Geld ausgeht.

Allein im Haushalt 2026
klafft laut Finanzminister Serhij
Martschenko ein Loch von

52 Milliarden Dollar. Zudem ist
das Budget laut dem Institut für
Oststudien (OSW) in Warschau
völlig unrealistisch: So seien die
Ausgaben fürArmee undWaffen-
kauf stark gekürzt worden. Tat-
sächlich aber habe Kyjiw diese
Ausgaben allein im Haushalt
2025 mit drei Nachtragshaus-
halten dreimal erhöhenmüssen.

Der Reformunwille ist
leicht erklärbar

Ähnliches gelte für dieAusgaben
für den Geheimdienst SBU,
den Militärgeheimdienst HUR,
Grenzschutz, Polizei und die
faktisch zur Armee zählende
Nationalgarde. Dem oppositio-
nellen Angeordneten Jaraslow
Schelesnjak zufolge braucht die
Ukraine jeden Monat rund fünf
Milliarden Dollar aus dem Aus-
land. Das Land habe seit Jahres-
beginn bis Mitte März aber nur
gut fünf Milliarden erhalten, so
das Finanzministerium.

Der Reformunwille etwa
im Gerichtswesen ist leicht

erklärbar: Etliche hohe Staats-
dienermüssten bei besser funk-
tionierenden und besser aus-
gestatteten Ermittlern damit
rechnen, wegen Korruption im
Gefängnis zu landen.

Ende Dezember wurden von
Nabu und Sapo vier Parlamenta-
rier der Korruption beschuldigt.
Zudem soll die Parteiführerin
Julija Tymoschenko versucht
haben, einen Korruptionsring
im Parlament aufzubauen:
Tausende Dollar gegen Stimm-
abgabe in ihrem Sinne. Anti-
korruptionssonderstaatsanwalt
Oleksandr Klymenko sagte am
26. Januar, 41 gegenwärtige
Parlamentarier seien offiziell der
Korruption verdächtigt.

Neben der verbreiteten
Korruption ist auchdas zerrüttete
Verhältnis zwischen Parlament,
Regierung und Präsidialapparat
ein Grund für verschleppte
Reformen. Jahrelang hatte die
Regierung faktisch nichts zu
sagen, Gesetzesvorlagen kamen
oft aus dem Präsidialapparat,

dessen Stabschef Andrij Jermak
– ebenfalls unter Korruptions-
verdacht stehend und Ende 2025
entlassen – Abgeordnete mit
Druck zur gewünschten Stimm-
abgabe zwang.

Nominell hat die Präsidial-
fraktion «Diener des Volkes» im
Parlament 228 Parlamentarier
– genug für eine absolute Mehr-
heit. Tatsächlich könnten Prä-
sident und Regierung nur noch
auf 111 eigene Stimmen sicher
zählen, sagte Vizefraktionschef
Andrij Motowylowtz in einem
Interview mit der ukrainischen
«Forbes». Und viele oppositio-
nelle Abgeordnete haben wenig
Lust, für unpopuläre Gesetze zu
stimmen und ihre Wiederwahl
zu gefährden. Bei einer Sitzung
am25.März nahmdas Parlament
alle Gesetzentwürfe des Hauses
an – doch nicht einen einzigen,
der von der Regierung oder dem
Präsidialamt gestütztwurde,wie
der «Kyiv Independent» schreibt.

Florian Hassel, Belgrad

Der Reformstau kostet Milliarden
Ukraine Kyjiw verzögert wichtige Änderungen in Justiz, Zoll und Energie. Korruption und politische Konflikte blockieren Fortschritte.

Der Zoll gilt
in der Ukraine
als eine der
korruptesten
Institutionen.
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MADISWIL

Nichts verändert, aber alles verbessert
Wer dieser Tage die Tür zum Bürgisweierbad öffnet, 
tritt nicht einfach in ein frisch renoviertes  
Restaurant. Man betritt ein Haus, das zurück ist. 
Die Böden glänzen, die Technik ist neu, in der  
Küche wird auf hohem Niveau gekocht. Und doch 
ist da noch immer dieser vertraute Charakter,  
den viele in Madiswil mit dem Ort verbinden.  

Von Felix Ott

Seit dem 26. März ist das Restaurant 
Bürgisweierbad in Madiswil wieder 
geöffnet. Neue Besitzerin ist Heidi Ott. 
Sie sagt offen, was sie antreibt: Sie 
wolle diesen Ort retten und bewahren. 
Nach nur gut anderthalb Monaten 
Umbau steht das traditionsreiche 
Haus wieder bereit, technisch erneu-
ert, sorgfältig renoviert und doch er-
kennbar dasselbe geblieben. 
Wer im Bürgisweierbad einkehrt, soll 
nicht das Gefühl haben, ein altes Gast-
haus sei auf modische Weise auf links 
gedreht worden. Eher das Gegenteil ist 
der Anspruch. 
Heidi Ott sagt: «Nichts wurde verän-
dert, aber alles verbessert.» Dieser 
Satz beschreibt ziemlich genau, was in 
den vergangenen Wochen geschehen 
ist. Böden und Arbeitsflächen wurden 
ersetzt, Leitungen erneuert, die Tech-
nik auf den aktuellen Stand gebracht 
und auch beim Brandschutz wurde 
nachgerüstet. Es sei eine ausseror-
dentliche Leistung aller Beteiligten 
gewesen, so Ott. Zeitweise hätten 
rund 60 Leute gleichzeitig im und um 
das Haus gearbeitet.

In 55 Tagen komplett saniert
Die Leistung beeindruckt auch des-
halb, weil die Frist so kurz war. In et-
was mehr als anderthalb Monaten ein 
Restaurant dieser Grösse und dieses 
Alters umfassend zu sanieren, ist kein 
gewöhnliches Bauprogramm. Es ist 
ein Kraftakt. Und es ist einer, der viel 
darüber erzählt, wie Heidi Ott arbei-
tet. Mitarbeitende beschreiben sie als 
entschlossen und als Person, die die 
richtigen Leute um sich versammeln 
kann. Offenbar liegt genau darin eine 
ihrer grössten Stärken: Sie entscheidet 
klar und sie findet Menschen, die mit-
ziehen.

Dass das Bürgisweierbad nicht neu er-
funden werden soll, ist in Madiswil 
wohl kein Nebenaspekt, sondern der 
Kern der Sache. Ein Haus wie dieses 
lebt nicht nur von Küche und Service, 
sondern auch von Erinnerungen, Ge-
wohnheiten und Erwartungen. Wer 
hier einfach alles anders machen 
wollte, würde viel Vertrauen verspie-
len. Darum setzt das neue Team auf 
Kontinuität. Der Charakter des Ge-
bäudes bleibt erhalten, ebenso der Stil 
der Karte. Es soll keine unerschwing-
liche Gourmetküche geben, sondern 
eine qualitativ hochstehende Küche 
mit modernen Akzenten.
Dabei setzt das Haus auf Erfahrung. 
Im Betrieb arbeiten laut den Angaben 
aus dem Umfeld zwei Spitzenköche 
mit grosser Routine. Sie sollen im 
Bürgisweierbad eine Küche auf ho-
hem Niveau bieten, ohne den Boden 
unter den Füssen zu verlieren. Das 
passt zu einem Haus, an das in der Re-
gion hohe Erwartungen geknüpft wer-
den. Gerade bei einem bekannten 
Landgasthof reicht es nicht, bloss wie-
der offen zu haben. Die Leute wollen 
wissen, ob die Qualität stimmt, ob die 
Atmosphäre geblieben ist und ob aus 
dem Neustart mehr wird als ein gutes 
Versprechen.

Name wurde leicht angepasst
Neu ist auch ein kleines, aber symbol-
trächtiges Detail: Das Bürgisweierbad 
schreibt sich wieder mit «i» statt mit 
«y». Diese Schreibweise wurde bereits 
früher verwendet, wie die Schnitzerei-
en an der Fassade zeigen. Es ist eine 
kleine Entdeckung mit grosser Wir-
kung. Denn sie zeigt, dass die neue 
Leitung zwar vorwärts schaut, ihre 
Legitimation aber auch aus der Ge-
schichte des Hauses zieht. Heidi Ott 
selbst stammt aus dem aargauischen 
Freiamt. Neu in der Gastronomie ist 

sie deshalb nicht. Schon im vergange-
nen Dezember war bekannt gewor-
den, dass sie den Betrieb erworben hat 
und in Madiswil ein neues Kapitel auf-
schlagen will. Damals wurde sie als 
erfahrene Unternehmerin mit engem 
Bezug zur Region vorgestellt. Sie sel-
ber sagte, sie habe sich in diese Ge-
gend verliebt. 

Partner hält die Fäden zusammen
Für den laufenden Betrieb scheint sie 
mit Daniel Gfeller zudem einen wich-
tigen Partner gefunden zu haben. 
Während Heidi Ott die strategischen 
Entscheide fällt, hält Gfeller im Alltag 
die Fäden zusammen. Während der 
Umbauphase organisierte er laut Ott 
nicht nur den Betrieb rund um die 
Baustelle, sondern kochte täglich 
auch für die Handwerker. Er nennt 
sich selber den «Team Spirit Manager» 
des Hauses. 
Das klingt auf den ersten Blick fast et-
was spielerisch. Nach allem, was aus 
dem Umfeld zu hören ist, war genau 
dieser Geist in den vergangenen Wo-
chen aber entscheidend. Er ist der 
Sohn des berühmten Emmentaler 
Kochbuchautors, Fritz Gfeller und 
bringt auch noch ein Köfferchen mit 

unveröffentlichten Rezepten seines 
Vaters ins Bürgisweierbad.
Seit dem 26. März ist das Restaurant 
offen, doch die Arbeit ist nicht abge-
schlossen. In einer zweiten Sanie-
rungsphase soll auch die Scheune 
neben dem Restaurant erneuert und 
später als Eventfläche genutzt werden. 
Im besten Fall entsteht daraus genau 

das, was ein Ort wie das Bürgisweier-
bad für die Region sein kann: kein Mu-
seum, keine Luxusadresse, sondern 
ein lebendiger Treffpunkt mit Ge-
schichte, Qualität und Zukunft. Heidi 
Ott hat sich viel vorgenommen. Nach 
diesem ersten Kraftakt ist zumindest 
eines klar: Am Willen, dieses Haus zu 
retten, fehlt es nicht.

Sie heissen neu die Gäste im frisch renovierten Bürgisweierbad willkommen: Daniel Gfeller und Heidi Ott. Bilder: Felix Ott

In nur 55 Tagen wurde das Restaurant komplett renoviert.

LANGENTHAL

16er-Verein lanciert sechs Bike-Trails
An der 5. Hauptversammlung auf dem Waffenplatz Wangen-Wiedlisbach blickte der 16er-Verein Langenthal auf ein aktives Jahr  
zurück. Neben dem Referat von Schulkommandant Adrian Rüegsegger standen die erfreuliche Mitgliederentwicklung und ein 
neues Trail-Angebot im Oberaargau-Emmental im Zentrum.

Die 5. Hauptversammlung des 16er-
Vereins führte rund 30 Mitglieder und 
Gäste auf den Waffenplatz Wangen-
Wiedlisbach. Für den noch jungen 
Verein bedeutete dies einen sehr gu-

ten Aufmarsch. Begrüsst wurden die 
Teilnehmenden von Oberst im Gene-
ralstab Adrian Rüegsegger, Komman-
dant der Rettungsschule 75. Er stellte 
das modernisierte Kasernenareal mit 

der Aare-Kaserne sowie dem Neubau 
für Wache, Administration und Medi-
zin vor. Letzterer umfasst auch ein 
regionales militärisches Medizinzen-
trum mit rund 100 Betten.

Im anschliessenden Referat sprach 
Rüegsegger über die Rettungstruppen 
und deren Auftrag zwischen Schutz, 
Unterstützung und Selbstverteidi-
gung. Angesichts der angespannten 
internationalen Lage seien diese 
Truppen sowohl im militärischen als 
auch im zivilen Bereich gefordert. Ent-
sprechend wichtig sei eine Ausbil-
dung, die neben dem Retten auch die 
Fähigkeit zur Selbstverteidigung ein-
schliesse.
An der Hauptversammlung selbst 
blickte Präsident Martin Lerch auf ein 
intensives Vereinsjahr zurück. Der 
Verein habe sich erfreulich entwickelt: 
19 Neumitgliedern standen zwei al-
tersbedingte Austritte gegenüber. Da-
mit zählt der 16er-Verein aktuell 
95 Mitglieder. Lerch sprach in seinem 
Jahresbericht auch die schwierige si-
cherheitspolitische Lage und die aus 
seiner Sicht ungenügende Bereit-
schaft der Schweiz an. Rückblick ge-
halten wurde zudem auf den zweitei-
ligen Herbstanlass. Am Vormittag 
wurde das restaurierte Soldatendenk-
mal des Füsilierbataillons 38 bei der 
Kirche Geissberg in Langenthal ein-
geweiht. Am Nachmittag konnte in 
Wangen an der Aare ein Gedenkstein 
bei der 16er-Linde der Öffentlichkeit 

übergeben werden. Der Anlass wurde 
privat und von der Gemeinde unter-
stützt und von Vorstandsmitglied 
Thomas Oberli organisatorisch be-
gleitet. Weiter finanzierte der Verein 
Verjüngungsschnitte bei mehreren 
16er-Linden. Der nächste Herbstan-
lass findet am 10. Oktober im Raum 
Kirchberg statt.
Ohne Diskussion genehmigte die Ver-
sammlung Rechnung und Budget. 
Auch die beiden Revisoren wurden 
mit Beifall wiedergewählt.

Sechs neue Bike-Trails
Zum Schluss stellte Vorstandsmitglied 
Willi Lanz ein neues Projekt vor: sechs 
Bike-Trails in den Regionen Langen-
thal, Huttwil, Herzogenbuchsee, Su-
miswald, Wangen an der Aare und 
Burgdorf. Die Routen verbinden ver-
schiedene 16er-Linden und umfassen 
insgesamt 334 Kilometer sowie rund 
7000 Höhenmeter. Sie eignen sich be-
sonders für E-Bikes, können aber auch 
erwandert werden. Die Unterlagen 
sollen nun an die Gemeinden im ehe-
maligen Rekrutierungsgebiet des In-
fanterieregiments 16 verschickt wer-
den. Details zu den Bike-Trails sind 
auf www.16erverein.ch/biketrail zu 
finden. Eing.

Der aktuelle Vorstand des 16er-Vereins mit Oberst im Generalstab Adrian Rüegsegger. Von rechts: Willi Lanz, Peter Zulauf, Martin Lerch, 
Adrian Rüegsegger (Kommandant Rettungsschule 75), Thomas Oberli, Stefan Spahr und Fritz Schmitz. Bild: zvg
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Meiersmatt/Kleinfeld Kriens
wächst und damit die Schüler-
zahlen.AufgrundderGeburten-
rate, der Zuzüge und der Bau-
tätigkeiten in der Stadt benötigt
die Volksschule bis im Jahr
2035Raumfür5zusätzlicheKin-
dergartenklassen, 19 Primar-
klassen und 12 Sekundarklas-
sen. Hierfür setzt die Stadt ge-
mäss der «Schulraumstrategie
2025–2035» bewusst auf eine
platzsparendeEntwicklung,wie
siemitteilt: Einerseits sollen be-
stehende Schulhäuser aufge-
stockt, andererseits bestehende
Gebäude umgenutzt werden,
etwa das Kirchenzentrum
St. Franziskus. Geplant sind
bis 2035 Investitionen von über
200 Millionen Franken an ver-
schiedenen Schulstandorten.

Allerdings: Handlungsbe-
darf besteht bereits auf das
kommende Schuljahr. Deshalb
will die Stadt Kriens auch Flä-
chenanmieten. So sucht sieder-
zeit für eine Basisstufe (Kinder-
garten sowie 1. und 2.Klasse) im
RaumMeiersmatt einegeeigne-
te Übergangslösung. Der Stadt-
rat habe einem Vorschlag für
eine temporäre Nutzung zuge-
stimmt. «Der Standort liegt
zentral im Einzugsgebiet der
Schulhäuser Meiersmatt und
Feldmühle und ist gut erschlos-
sen», wird Finanzvorsteher Ro-
ger Erni (FDP) in derMitteilung
der Stadt zitiert.DieAnbindung
an das Schulhaus Meiersmatt
ermögliche die Mitnutzung be-
stehender Infrastruktur wie
Pausenplatz und Sportanlagen.
Die Vertragsverhandlungen

würden durch die Immobilien-
dienste geführt.

Die angemieteten Flächen
dienen nicht nur zur Überbrü-
ckung von Engpässen, sondern
auch für temporäre Klassenver-
schiebungenbeiUmbautenoder
Sanierungen von Schulhäusern.
WelcheGebäudedieStadt imVi-
sier hat, ist auf Nachfrage beim
Stadtrat nicht in Erfahrung zu
bringen. Man könne leider noch
nichtmehr dazu sagen.

ZusätzlicheKlassen
imRoggern 2 undKrauer

Weiter hat der Stadtrat entschie-
den, eine weitere Basisstufe im
städtischen Sportgebäude auf
dem Kleinfeld zu führen. Damit
werdesichergestellt,dassausrei-
chend Angebote bestünden und
Kinder weiterhin in der Nähe

ihresWohnorts eingeschult wer-
den können. Schliesslich wird
eine zusätzliche Sekundarklasse
imSchulhausRoggern2unterge-
bracht und eine zusätzliche Pri-
marklasse im Schulhaus Krauer.
Die Massnahmen sind Teil der
Schulraumstrategie. Auch die
Sekundarstufe wird weiterent-
wickelt. Die Standorte Roggern,
Kirchbühl, Meiersmatt und
Kleinfeld bleiben bestehen, zu-
sätzlicher Schulraum entsteht
insbesondere auf dem Areal
Roggern. Bildungsvorsteher
Marco Frauenknecht (SVP) wird
wie folgt zitiert: «Die nun be-
schlossenen Massnahmen stel-
len sicher, dass der Schulbetrieb
auch in den kommenden Jahren
geordnet,wohnortsnahundqua-
litativ hochwertig geführt wer-
den kann.» (hor)

Im SportgebäIde Kleinfeld (links) findet bald eine BasisstIfe Unter-

schlIpf. Bild: PiIs Amrein (Kriens, @6. 9. @£18)

Kriens schafft Schulraum
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Die Pendler-Magnete der Schweiz
Stefan Ehrbar

Neue Daten zeigen, welche Orte die meisten Arbeitsplätze bieten. ZumTeil verdoppelt sich ihre Einwohnerzahl.

Vier von fünf Erwerbstätigen in
der Schweiz pendeln, etwa drei
Vierteldavon ineineandereGe-
meinde als ihrenWohnort. Fast
vier Millionen Menschen sind
es,diesichregelmässig insAuto,
den Zug oder aufs Velo setzen,
umzurArbeit zugelangen.Eini-
ge Gemeinden sind so starke
Arbeitsplatzmagnete, dass sie
über mehr Arbeitsplätze verfü-
gen als Einwohner im Erwerbs-
alter.DaszeigenneueDatendes
Bundesamts für Statistik.

Der Pendlersaldo – die Dif-
ferenz zwischen der Anzahl der
Erwerbstätigen, die aus einer
Gemeinde wegpendeln, und je-
nen, die hinzupendeln – ist in
absolutenZahlen indenStädten
am höchsten. In Zürich beträgt
er 148’000 Menschen: Gut
54’000 Wegpendlern stehen
knapp 203’000 Zupendler
gegenüber. Hinzu kommen
129’000, die sowohlArbeits- als
auch Wohnort in der Stadt ha-
ben. Auf denPlätzen 2 und 3 fol-
gen Bern und Basel mit einem
Saldo von 69’000 respektive
36’000Erwerbstätigen.

Doch in Prozent der Bevölke-
rung ausgedrückt, liegen ande-
re Orte vorn. Danach gemessen
ist der Pendlersaldo in Visp VS
am höchsten. Er entspricht
103,8 Prozent der Wohnbevöl-
kerung imAlter von über 15 Jah-
ren – jeneMenschenalso,dieals
Pendler überhaupt in Frage
kommen. Das heisst allerdings
nicht, dass sich tagsüber dop-

Visp undKloten führen
relativeRangliste an

pelt so viele Menschen in Visp
aufhalten, als dort wohnen –
denn nicht alle Erwerbstätigen
arbeiten Vollzeit, und nicht alle
zu denselbenArbeitszeiten.

Der Grund für den hohen
Saldo ist simpel: Die Pharmafir-
ma Lonza betreibt in Visp den
grösstenStandort in ihremwelt-
weiten Netzwerk. Fast 5000
Menschen arbeiten dort. Dass
bei vergleichsweise kleinen Ge-
meinden einzelne Arbeitgeber
einegrosseRolle spielen, zeigen
auch die Gemeinden, die nach
Visp den höchsten relativen Zu-
wachs aufweisen. Erstens ist
das Kloten: Der Pendlersaldo

entspricht 83,3 Prozent der
Wohnbevölkerung über 15 Jah-
ren.Verantwortlich ist vor allem
derFlughafenZürich, der gröss-
tenteils auf Klotener Gemein-
degebiet liegt und an dem etwa
35’000Menschen arbeiten. Ein
Arbeitsplatzmagnet ist auch die
Gemeinde Ecublens VD mit
einem Wert von 82,2 Prozent.
Sowohl das Westschweizer
FernsehenRTSals auchdieEid-
genössische Hochschule EPFL
befinden sich zu einem grossen
Teil auf Gemeindegebiet.

Doch wo es Gewinner gibt,
gibt es Verlierer. Besonders um
die Städte herum existieren
«Schlafgemeinden» mit einem
stark negativen Pendlersaldo.
Aus Riehen BS pendeln 3800
Menschenmehr weg, als hinzu-
pendeln. Die Genfer Vorortge-
meinde Onex weist einen nega-
tiven Pendlersaldo von 3300
Personen auf. Viele Gemeinden

versuchen, Arbeitsplätze anzu-
locken, denn Pendlerinnen und
Pendler geben auch amArbeits-
platz Geld aus. Das hilft lokalen
Coiffeuren, Restaurants oder
Supermärkten. Dass mehr als
jeder zehnte Gastronomiebe-
trieb der Schweiz in der Stadt
Zürich verortet ist, liegt auch an

den Arbeitsplätzen. Umgekehrt
fehlen die Einkäufe der Weg-
pendler im Heimatort, der Ge-
fahr läuft, zu veröden.

Doch die Gemeinden wol-
len auch aus einem anderen
Grund mehr Arbeitsplätze: Fir-
men bezahlen Steuern – und ge-
radebeigrösserenArbeitgebern
siedeln sich oft auch gut verdie-
nende Mitarbeitende in der
Standortgemeindean,dieeben-
falls Steuern bezahlen.

Derzeit kämpft etwa die Aar-
gauer Gemeinde Wettingen für
die Ansiedlung des Schweizer
Sitzes von Hitachi Energy. Mit
einem negativen Pendlersaldo
von 3100 Personen rangiert sie
auf Platz 3 der Flop-Rangliste.
Mit demneuenArbeitgeberwä-
re die Gemeinde diesen Platz
los und die Gemeindefinanzen
würden verbessert. Der Fall
zeigt auch, wie schwierig es ist,
ein negatives Pendlersaldo ins

Plus zu drehen. Nachbarge-
meinden wie Würenlos be-
kämpfen die Ansiedlung vehe-
ment. Sie befürchten Siedlungs-
druck und Mehrverkehr –
besonders jenenaufder Strasse.

Tatsächlich ist das Auto für
die meisten Pendlerinnen und
Pendler das Verkehrsmittel
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Nummer 1. Das Bundesamt für
Statistik weist diese Daten ge-
schlüsselt nach Bezirken res-
pektive Wahlkreisen auf. Diese
sind im Fall von Zürich, Lau-
sanne, Basel-Stadt, Luzern und
Biel ganz oder fast identischmit
den Städten. In anderen Fällen
wie Bern-Mittelland, Winter-

thuroderAarau sinddieBezirke
weiter gefasst und umfassen
mehr Gemeinden im Umland.
Ein direkter Vergleich ist des-
halb nichtmöglich. Auf Bezirks-
ebene ist der Anteil der Pendler,
die den öffentlichen Verkehr als
Hauptverkehrsmittel bezeich-
nen, in Zürich mit 62,1 Prozent

am höchsten. Danach folgen
Lausanne, derKantonGenf und
der Kanton Basel-Stadt. Dort
nutzenmehr Personen das Velo
oder gehen zu Fuss zur Arbeit
als anderswo. In den meisten
Bezirken ist aber das Auto das
beliebteste Verkehrsmittel.

Sorgen fOr denhöchsten

pro�entIalen Pendler-

saldo aller Gemeinden:

die Lon�a-Werke in

Visp VS.

Bild: Gaëtan Ball�/Ke� (@£@3)

Der Pendlersaldo Schweizer Gemeinden (Top 10)

Anzahl Zupendler minus Anzahl Wegpendler

Anteil des Pendlersaldos an der Wohnbevölkerung im Alter von über 15 Jahren
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